Europa Macht Frieden. Die Rolle Österreichs

Ein Rückblick auf die 19. Schlaininger Sommerakademie 2002

von Susanne Fischer und Thomas Roithner

Im 20sten Jahr des Bestehens des Österreichischen Studienzentrums für Frieden und Konfliktlösung (ÖSFK) fand vom 7. – 13. Juli 2002 die 19. Sommerakademie in Stadtschlaing statt. Die diesjährige Sommerakademie firmierte unter dem Titel: „Europa Macht Frieden“ oder „Macht Europa Frieden?“. Das zentrale Anliegen bestand darin, die Rahmenbedingungen und Veränderungen des breiten Themenspektrums zu erörtern und nach der Rolle, den Beitragsmöglichkeiten und Verpflichtungen zu fragen, die der Europäischen Union (EU) und Österreich in diesem Kontext zukommen. Wie bei den vorangegangenen Sommerakademien hatten sich die OrganisatorInnen auch dieses Jahr dem Dialog zwischen Theorie und Praxis verschrieben. Die ReferentInnen und die LeiterInnen der Workshops befruchteten die ZuhörerInnen und DiskutantInnen mit aktuellen Thesen und Fakten aus der Wissenschaft, der Friedensbewegung, verschiedener Nichtregierungsorganisationen (NGOs) ebenso wie der Politik. 

Rund 160 BesucherInnen kamen im Laufe dieser Woche ins südliche Burgenland, um sich in den mittelalterlichen Gemäuern der Friedensburg an den unterschiedlichsten Diskussionen zu beteiligen. Das Publikum war bunt gemischt. Besonders erfreulich ist, dass sich wieder vermehrt viele junge Menschen an friedenspolitischen Diskussionen beteiligen. Zur Zielgruppe der TeilnehmerInnen gehören auch MitarbeiterInnen von Bildungseinrichtungen, Forschungsinstituten, friedens-, sozial- und entwicklungspolitischen NGOs, Studierende, engagierte Privatpersonen und MilitärwissenschafterInnen.

Die Rolle Österreichs

In Verbindung mit dem Begriff ‚Sicherheit’ wurde über die Konsequenzen der geopolitischen Wende des Jahres 1989/90, wie über die Konsequenzen der Terroranschläge in den USA referiert. Gerald Mader, Präsident des ÖSFK, stieg bei der Eröffnung der Sommerakademie direkt in die aktuelle politische und wissenschaftliche Diskussion ein. Die NATO hat nach dem Abbau der militärischen Bedrohungen neue Aufgaben gesucht, die die Erhaltung eines Militärapparats rechtfertigen. „Das Ergebnis“, so Mader „war die Konstruktion von diffusen Bedrohungsszenarien, wobei dem Militär die Bekämpfung der primär nichtmilitärischen Bedrohungen zugeordnet wurde. (...) Mit Hilfe diffuser Bedrohungsszenarien und medialer Unterstützung ist dem militärisch-industriellen Komplex das Kunststück gelungen, eine aufgrund der politischen und militärischen Entwicklung überholte militärische Strategie und Sichtweise als neue Sicherheitspolitik zu verkaufen. Mit dem Kampf gegen den Terror wurde auch ein neuer Feind gefunden, aber es werden Waffen angeschafft, die für den Kampf gegen den Terror nicht geeignet sind, sondern weiter den Einsatz gegen Militärstreitkräfte zur Voraussetzung haben.“ Inge Jäger (NR-Abgeordnete und Leiterin des parlamentarischen entwicklungspolitischen Unterausschusses) führte die Gedanken ihrer Vorredner Gerald Mader und Erwin Schranz weiter und verknüpfte den Begriff Friedenspolitik zusätzlich mit dem Terminus der aktiven Entwicklungspolitik. Manfred Rotter (Universität Linz), der den diesjährigen Festvortrag hielt, rundete diese Ansätze mit weiteren Fakten zur österreichischen Neutralität, der Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik (GASP) der EU und den Vereinten Nationen ab. Rotter führte im Hinblick auf die Herausbildung der GASP aus: „Mit solchen Strukturen ist es nicht gerade einfach, Weltmacht zu spielen.“ Für die Neutralität bedeutet dies nach Rotter: „Eine allfällige Rolle der EU als Dritte Weltmacht wird jedenfalls nicht mehr an der österreichischen Neutralität scheitern.“ Das Beispiel Irland zeigt aber dennoch, wie man sich sicherheitspolitisch in der EU Gehör verschaffen kann. Er schloss mit der Feststellung: „Österreich ist überall dabei. Ob dies dem „Frieden machen“ dient, hängt von den EU-MitarbeiterInnen und den BürgerInnen ab. Entwicklungen finden nicht ‚da oben’ statt, sondern sind sozial determiniert.“

Neue Konfliktformationen

Im Zentrum des ersten Konferenztages standen die neuen Konfliktformationen und die Rolle neutraler Kleinstaaten. Peter Strutynski (Gesamthochschule Kassel) behandelte einmal mehr die Entwicklungen seit dem 11. September 2001. Zentral waren Überlegungen zur Völkerrechtlichkeit und der Transparenz der amerikanischen Terrorismusbekämpfung in Afghanistan. Die Neutralität ist eine Verpflichtung, sich nicht an Kriegen zu beteiligen. „In allen neutralen Ländern der EU beobachten wir eine sich öffnende Schere zwischen dem Willen der Regierungen, die Neutralität als ‚unzeitgemäß’ abzutun und zumindest neu zu interpretieren und dem Beharren großer Teile der Bevölkerung dieser Länder auf ihrer Neutralität bzw. Allianzfreiheit. Die Widerständigkeit der Bevölkerung gegen die eigene Regierung hat sich zuletzt im Aufbegehren der IrInnen gezeigt, die sich vor 13 Monaten mehrheitlich in einem Referendum gegen die Nizza-Verträge und damit auch gegen die weitere Militarisierung der EU ausgesprochen haben“, so der Kasseler Friedenswissenschafter Peter Strutynski. Carola Bielfeldt von der Universität Innsbruck griff diese Überlegungen auf und entwickelte die These, dass vor effektivem und gemeinsamen Handeln der EU eine Definition der gemeinsamen Interessen notwendig wäre. Hierzu gehöre auch die Überlegung, ob die Konfliktprävention, die bisher lediglich (aber immerhin) erklärte Politik der EU sei, gestärkt würde, oder ob militärische Vorgehensweisen den Vorzug erhielten. Österreich, so die These von Carola Bielfeldt, war in der EU-Außenpolitik nicht besonders kreativ und nicht besonders mutig. Gegenwärtig handeln die österreichischen Militärs nach dem „doppelten Kindergartenprinzip“. Das erste Prinzip: Da hat jemand was, was ich nicht habe. Das zweite Prinzip: Da ist eine Gruppe und ich bin nicht drin. Eine der Schlussfolgerungen des Vortragsvormittags wird im Europajournal auf Radio Österreich 1 in einem Beitrag von Andreas Landl zusammengefasst: Weiterentwicklung der zivilen Konfliktbearbeitung statt Ankauf von Abfangjägern. 

Neue Bedrohungen für Europa?

Im Zusammenhang mit dem Aspekt der Sicherheit machte in den vergangenen Monaten ein weiterer Begriff in der Politik Karriere: ‚die neuen Bedrohungen’. Diesem Schlagwort widmeten sich die Referenten des zweiten Konferenztages. Sicherheit lässt sich nicht ohne die Aspekte ‚Bedrohungsperzeption’ und ‚Rüstung’ diskutieren. Andreas Zumach (Journalist, Genf) wies auf die soziale Konstruktion von Bedrohungsszenarien und Feindbildern hin, sowie auf die Konsequenzen der mangelnden Präzision und der Instrumentalisierung des Terminus ‚neue Bedrohungen’: „Mit diesem Begriff wird Politik gemacht.“ Des weiteren erörterte er die Differenzen der Sicherheits- und Wohlfahrtsinteressen Europas und den USA und deren Einfluss auf mögliche politische Szenarien. Zumach konstatiert: Selbst wenn die EU das Geld hätte, mit den USA rüstungspolitisch gleichzuziehen, würde die EU diesen Wettlauf letztlich verlieren. Auf der Strecke bleiben auf jeden Fall jene (vor allem sozialpolitischen) Vorteile, die das europäische Modell gegenüber dem US-amerikanischen Modell aufweist. Werner Ruf (Universität Kassel) befürwortete als Alternative zur militärischen Option der Sicherheitspolitik ein genaues Ausloten der Chancen und Grenzen ziviler Konfliktprävention. Er kritisierte die Demontage des UN-Systems und im Hinblick auf den 11. September 2001 führte er aus: „Der 11. September wird von allen Diktaturen der Welt genutzt, um noch hemmungsloser als zuvor innenpolitische Gegner zu verfolgen“ und nimmt dabei die Politik der USA nicht aus.

Hiroshima mahnt!

In der Abenddiskussion mit Wernfried Köffler (Außenministerium), Friedrich Korkisch (Verteidigungsministerium), Klaus Renoldner (IPPNW Österreich) und Bernhard Wrabetz (CTBTO Prepcom) wurde das neue russisch-amerikanische Abrüstungsabkommen, das amerikanische Konzept der Raketenabwehr (NMD), die Erweiterung und Vertiefung der GASP um eine Europäische Sicherheits- und Verteidigungspolitik (ESVP) und die Möglichkeit der Waffenbeschaffung durch Terroristen diskutiert. Es wurde deutlich, dass verschiedene zivile Instrumente zur Schaffung von Sicherheit existieren (z.B. Rüstungskontrolle, Konfliktprävention oder Entwicklungspolitik) – ihre Anwendung jedoch derzeit hinter militärischen Alternativen zurückbleibt und lokale gegenüber globalen Sicherheitsbedürfnissen bevorzugt bedacht werden. Die US-Regierung erwägt laut Donald Rumsfeld den vollkommenen Verzicht auf Rüstungskontrollabkommen mit Russland. Die größte Atommacht zeigt sich dazu pessimistisch, den Abbau des internationalen Nuklearpotentials voranzutreiben.

Sicherheitspolitische Hegemonie Europas?

Unter der Diskussionsleitung von Wolfgang Machreich (Die Furche) widmeten sich Patricia Bauer und Franz Leidenmühler dem Einfluss und den Konsequenzen der EU-Erweiterungspolitik und der österreichischen Neutralität auf die gesamteuropäische Sicherheit. Patricia Bauer (Universität Osnabrück) legte dar, dass die Sanktionierung von verschiedenen Beitrittsländern durch die EU, im Fall von Problemen bei der Umsetzung von EU-Richtlinien, den positiven Konsens der Länder gegenüber dem Beitritt gefährde. Franz Leidenmühler (Universität Linz) ging zunächst auf die Entwicklung der österreichischen Neutralität ein. Im Zentrum standen die völkerrechtlichen Implikationen des Begriffs ‚neutral’ und die Interpretation des Artikel 23f des österreichischen Bundesverfassungsgesetz hinsichtlich der österreichischen Neutralität. Um die österreichische Neutralität zu stärken und positiv auf die EU-Sicherheitspolitik Einfluss zu nehmen, wäre es nach Ausführungen des Referenten sinnvoll, ähnlich der irischen Regierung, in bezug auf Artikel 17 des Vertrages über die Europäische Union (EUV), EU-Auslandseinsätze nur mit UNO-Mandat vertraglich festsetzen zu lassen. Wolfgang Machreich fasst Leidenmühlers Thesen in der „Furche“ zusammen: Im Verbund der GASP ist durchaus Platz für dauernd neutrale Staaten, wie Irland zeigt. Eine ganz andere Frage – die Leidenmühler negativ beantwortet – ist, „ob Österreich gewillt ist, die vorgefundenen Möglichkeiten wahrzunehmen bzw. auszuschöpfen.“

Ökonomie eines friedlichen Europas

Zentraler Aspekt der Vorträge zum Thema ‚Ökonomie’ war die Frage nach der Rolle europäischer und nationaler Entwicklungspolitik wie Sozialpolitik unter den Rahmenbedingungen und Konsequenzen der Globalisierung. Gerda Daniel (Horizont 3000) legte die aktuellen Entwicklungen der Europäischen Entwicklungspolitik dar. Vor allem die jüngsten Bestrebungen auf dem Europäischen Gipfel von Sevilla zeigten, wie sehr die Entwicklungshilfe vom „good will“ der EU-Länder abhänge. Walter Sauer (SADOCC) verdeutlichte am Beispiel Südafrika die Schwierigkeiten, mit denen Entwicklungsländer sich konfrontiert sehen, wenn die Entwicklungspolitik von den Geberländern als Handelspolitik instrumentalisiert wird. Geleitet wurde die Diskussion von Cornelia Krebs (ORF Radio). Birgit Mahnkopf (Fachhochschule für Wirtschaft Berlin) und Stephan Schulmeister (Wirtschaftsforscher, Wien) knüpften an die am Vortag begonnenen Diskussionen an und vertieften die Bedeutung der Politik angesichts der wirtschaftlichen Entwicklungen und der Konsequenzen; vor allem in und gegenüber Ländern mit instabilen Ökonomien. Einig waren sich die Referenten, dass die größer werdende Kluft zwischen armen und reichen Ländern/Menschen, der soziale Abbau, sowie wirtschaftliche und politische Destabilität in Verbindung mit jüngsten wirtschaftlichen Entwicklungen stehen. Ausgehend von der Feststellung, dass der Terminus ‘Globalisierung’ zunächst einer Definition bedürfe um nicht analytisch „schwammig“ zu werden, führte Stephan Schulmeister eine Differenzierungen der Ursachen für die bereits diskutierten Fehlentwicklungen ein. Die Moderatorin Veronika Gasser resümierte in der Wiener Zeitung den damit im Zusammenhang sehenden Rückzug der Politik und fasste den Rat des Wirtschaftsforschers Schulmeister an die NGOs zusammen: Medienwirksame Aktionen bezüglich der „EU-Institution mit höchster Machtkonzentration, die vor allem die Interessen des Finanzkapitals vertritt.“

Verantwortung der Religionen für Frieden

Gerade nach den Terroranschlägen des 11. September 2001 wird der Diskussion um den interreligiösen Dialog wieder eine größere Bedeutung gegeben. Auch das Friedensforschungszentrum Schlaining versuchte im Rahmen dieser Akademie einen Beitrag dazu zu leisten. Im aus allen Nähten platzend gefüllten Plenarsaal der Burg Schlaining waren sich Omar Al-Rawi (Österreichische Muslime), Oberrabbiner Paul Chaim Eisenberg (Israelitische Kultusgemeinde), Bischof Paul Iby (Katholische Kirche), Superintendentin Gertraud Knoll (Evangelische Kirche), Bimal Kundu (Hinduistische Gemeinde) und Eva Maroscheck (Buddhistische Religionsgesellschaft) einig, dass Religionsgemeinschaften nicht abseits gesellschaftlicher Entwicklungen stehen können, sondern Kritik äußern und sich aktiv einsetzen müssen, wenn der Frieden und Menschenleben bedroht sind. Die Moderatorin Gabriele Neuwirth (Wiener Kirchenzeitung) resümierte: „Jede der sechs Religionsgemeinschaften (...) hat auch eine gewalttätige Geschichte, auf das Aufrechnen wurde verzichtet. Auf einen rein höflichen Disput ebenso.“ Eine der Aussagen des Podiums war: „Die Religionsgemeinschaften müssen als politische Interessensvertretung gegen Rassismus, Antisemitismus und Fremdenfeindlichkeit auftreten.“

Europa Macht Frieden

Ein Höhepunkt der 19. Sommerakademie bildete die Abschlussdiskussion, zu der mit Johan Galtung (Friedenforscher), Otmar Höll (ÖIIP, Universität Wien) und Erwin Lanc (Bundesminister a.D., IIP) einmal mehr prominente Vertreter von Wissenschaft und Politik zum Thema Friedens- und Sicherheitspolitik sprachen. Wie in den Tagen davor, kamen vor allem die Terroranschläge des 11. Septembers, der Krieg in Afghanistan und die österreichische Neutralität als friedenspolitisches Mittel und mögliches Element einer Europäischen Sicherheitspolitik zur Sprache. Der „Doyen der Friedensforschung“, wie die Moderatorin Gudrun Harrer Johan Galtung in ihrem anschließenden Bericht im „Standard“ bezeichnete, stellte den Nahostkonflikt ins Zentrum seiner Analyse. Galtung sah das Scheitern des „Oslo-Prozesses“ voraus und plädierte für eine Internationalisierung. Die EU sollte nicht nur als Vermittler, sondern auch als Modell fungieren. Galtungs Überlegungen gehen in Richtung eines „arabischen Benelux“. Hinsichtlich eines US-Krieges gegen den Irak führte Galtung aus, dass die USA Stellvertreter Gottes auf Erden seien. Die EU-Mitglieder Deutschland, Spanien und Großbritannien würden daher nicht einmal die Möglichkeit eines Neins nützen. Erwin Lanc betonte in seinem Schlusswort die Verantwortung und die Bedeutung der neutralen Staaten. Die Neutralität kann und muss nach Lanc wieder zu einem Instrument einer aktiven Friedenspolitik ausgebaut werden.

An den Nachmittagen wurde in 6 parallel stattfindenden Workshops weiterdiskutiert. Unter der Leitung von Peter Steyrer (Grüner Klub, Wien) wurden die vormittags stattfindenden Vorträge und Diskussionen mit den ReferentInnen vertieft. Hier wurden Begriffe (z.B. die ‚neuen Bedrohungen’) näher beleuchtet und aktuelle Debatten z.B. die Bestellung von Abfangjägern durch die österreichische Regierung von verschiedenen Standpunkten wie der Forschung, Politik und Friedensbewegung nachgezeichnet. 

Dynamik, Geschichte und Perspektiven im Nahen Osten

Claudia Haydt (Religionswissenschaftlerin, IMI Tübingen) leitete den Workshop zum Nahostkonflikt. Die TeilnehmerInnen wurden zunächst mit den historischen Entwicklungen der gesellschaftlichen, sozialen, wirtschaftlichen, militärischen und politischen Rahmenbedingungen vertraut gemacht. Im Dialog mit den TeilnehmerInnen wurden dann Probleme der Friedensverhandlungen erörtert (Jerusalem, Flüchtlinge, Siedlungen) und die Bedürfnisse und Traumata der Konfliktparteien diskutiert. 

Der „europäische“ militärisch-industrielle Komplex

Der dritte Workshop beschäftigte sich mit Fragen einer Europäischen Rüstungsindustrie. Stefan Gose (Konfliktforscher, Berlin) führte die TeilnehmerInnen in die Europäisierungsbemühungen der EU für eine wehrtechnische Industrie ein. Diese Bemühungen wurden chronologisch an den einzelnen Rüstungsgütern durchgespielt. Zusätzlich wurden die Hintergründe aktueller Entwicklungen z.B. der Bestellung des Abfangjägers durch Österreich oder der deutschen Debatte um das Transportflugzeug A400M erläutert und diskutiert. Wolfgang Machreich fasst in einem Artikel in der „Furche“ ein Gespräch mit dem Berliner Konfliktforscher zusammen. Es geht in der europäischen Sicherheitspolitik um die Frage: „Wer hat für diesen Einsatz jetzt und hier das passende Gerät?“. Das bedeutet, dass Staaten mit ihren Rüstungseinkäufen sich für bestimmte militärische Einsätze vorbereiten. Mit der Entscheidung Österreichs für den Eurofighter wurde ein „starkes Symbol“ gesetzt und mit der entsprechenden Bewaffnung ist Österreich als Fixstarter in einem europäischen Luftkriegsgeschwader positioniert.

Workshop 4 unter der Leitung von Gudrun Kramer (ÖSFK) und Wilfried Graf (ÖSFK) behandelte ein originär Schlaininger Thema: Die Konflikttransformation mit friedlichen Mitteln. Die TeilnehmerInnen konnten neben der theoretischen Heranführung an Konfliktanalyse, Konflikttransformation und Konfliktintervention auch praktische Erfahrung durch z.B. Rollenspiele zu selbstgewählten Fallbeispielen machen. Hierbei wurde vor allem auf die Methoden wie Transcend, psychodramatisches Rollenspiel und Co-Reflecting-Team zurückgegriffen. Der Siegeszug des Internet in den 90er Jahren und die Möglichkeiten und Konsequenzen dieses Siegeszuges standen im Zentrum des Workshop 5 unter der Leitung von Ronald Tuschl. Die Anzahl der Menschen, die auf das World Wide Web zurückgreifen hat in den vergangenen Jahren rapide zugenommen. Damit einher gingen Hoffnungen auf verstärkte politische Partizipaztion am demokratischen Prozess durch den Gebrauch des Internet. Rasheed Akinyemi (EPU) leitete den Workshop 6, der sich mit der Rolle der Zivilgesellschaft, vor dem Hintergrund des steigenden Populismus und Nationalismus in vielen Europäischen Staaten und der Konstruktion von Feindbildern im Rahmen der Bekämpfung des Terrorismus seit dem 11. September, beschäftigte. Ausgehend von der Definition des Begriffs ‚Zivilgesellschaft’ wurden Fallbeispiele zu einzelnen Ländern herangezogen um die Bedeutung und die Rolle der Zivilgesellschaft für die politische Kultur eines Landes zu erörtern. 

Neben den Podiumsgesprächen des Abends wurde noch ein Kultur- und Freizeitprogramm angeboten. Die DJs Manfred Hainzl und Rasheed Akyniemi heizten mit „Latin, Afro, Asien and other World Beats“ ein. Der vom Journalisten Peter Schmidt gestaltete Filmabend gegen Krieg und Gewalt stand im Zeichen der medialen Aufarbeitung der Kriege im Golf und in Jugoslawien. Den letzten Abend gestalteten „Bendula“, eine 8köpfige aus Westafrika stammende Band, die das Publikum bis zur Geisterstunde im großen Burghof der Friedensburg Schlaining unterhielten. 

Im Dezember 2002 erscheint im Agenda-Verlag die Dokumentation aller Vorträge dieser Akademie in der Reihe „Dialog – Beiträge der Friedensforschung“. Bestellungen werden bereits jetzt vorgemerkt. 

Susanne Fischer ist Politikwissenschaftlerin in Mainz und Praktikantin am ÖSFK Wien.

Thomas Roithner ist wissenschaftlicher Mitarbeiter am ÖSFK Wien und ist für die inhaltliche und organisatorische Vorbereitung der Sommerakademie zuständig.

